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Beginn der Sitzung: 11 Uhr 15 Minuten. 

Während die Mitgllieder der Bundesregie­
rung, mit dem Bundeskanzler lug. F i g 1 an 
der Spitze, den vollbesetzten saal betfleten, 
erheben sieh ,(He Abgeordneten und tbegrüßen 
die Regierung mit IRIl'haltJendem Händeklat­
schen und lehhaftelIl Hochrufien. An der 
Ovation het:etill~gen sich auch di'e ,dicht ge­
füllten Gal·eliien. 

Präsident Kunschak e r ö f f n e t die Sitzung 
um 11 Uhr 15 Minuten. 

E n t s eh u I d i g t i,st der Abgeordnete 
VV e d·e n i g, k r a n k gemeldet der Ahgeord­
nete Dr. Ne m e c z. 

Den Abgeordneten B 1 ü m 'e I und F ag e t h 
wurde ein vierwöchiger K r a n k e nur la u b 
erteilt. 

Die schriftLiche B e a n t w 0 r tun g der 
Anfrage Nr. 32 wur,de den anfragenden Mit­
gliedern des Hauses übermittelt, 

die An t r ä ge Nr. 41 iUnd 42 wurden den 
beantI;agten Auss,chüs'sen zug e wie sem 

Von der Bundesr*eg.ierung sind folgende 
Vor 1 a gen eingelangt: 

Bundes.gesetz, betreffend Abänderung und 
EDgänzung des GesetzBs vom 12. Juni 1945, 
S1. G. BI. Nr. 36, über vorläufige Maßnahmen 
zur Entschädigung der Kfliegsopfer (131 d. B.); 

Bundesgesetz zur Ergänzung de,s Gesetzes 
vom 31. Juli 1945, St. G. BI. Nr. 103, über die 
Wiederherstellung der österreichischen 
Reßht'sanwaltschaft (Recht'sanwaltsordnung 
1945 - HAO. 1945) (132 d. R); 

Bundesgesetz zur Ergänzung d'es Gesetzes 
vom 31. Juli 1945, St. G. BI. Nr. 104, über die 
Wi,ederherstellung des österreic:hischen Nota­
ri·ates (Notariatsord:nrung 1945 - NO. 1945) 
(133 d. B.)j 

SundesveI'fassull'gsgesetz, womit die Ver­
bot3gesetznoveUe vom 15. August 1945, St. G. 
BI. Nr. 127, abgeändert wird (135 d. B.); 

Bundesgesetz gegen falsche Angaben in 
amtlichen Fragebogen und Antragsformu­
laren (138 d. B.); 

Bunde'3gesetz uber die Rückstellung ent­
zogener Vermögen, die ·sich in Verwaltung 
des Bundes oder der Bundesländer befind·en 
(El'stes Rück,stelhrngsgesetz) (139 d. B.); 

Bunde'sge'set'z über die Devisenibewirt­
sehaUung (Devisenges'etz) (140 d. B.); 

Bundesv,erfa'SlSlul1lgsgeseb~, womit das Ar­
beitspfHchtgesetz vom 15. Februar 1946, B. G. 
BI. Nr. 63, abgeändert wird (Arbeitspflicht­
geset·z-Novelle) (141 d. B.); 

Bundesgesetz über die Be'stellung von 
öffentlichen Verwaltern und öffentlichen Auf­
sichtsper.sonen (Verwaltergesetz) (142 d. B.); 

Bundesgesetz, womit das Gesetz vom 
10. Mai 1945, St. G. BI. Nr. 10, abgeändert 
wird (4. Vlermögell.sentziehung.s-Erf,asSiungs­
novelle - 4. VEE.-Nov.) (143 d. R); 

Bundesgesetz über die Ausprägung und 
Ausgabe von Scheidemünzen (Scheidemün­
zengesetz) (144 d. B.). 

Von den eingelangten Regierungsvorlagen 
werden zugewie'sen: 

die Vorlagen 131 d. B. und 141 d. B. dem 
Ausschuß für soziale V. erwaltung; 

132 d. B., 133 d. B. und 138 d. B. dem 
.Justizausschußj 

135 d. B. .dem Hauptaussc.huß; 
139 d. B., 142 d. B. und 143 d. B. dem Aus­

schuß für VermÖlgens'S.icheruI).g; 
140 d. B. lUld 144 d. B. d'em Finanz- und 

Bud,getaussch uß. 

J>räsident: Zum Worte hat ,sich d.er Herr 
Bunde,gminister für Äußeres gemeldet. J ch 
erteile es ihm. 

Bundesminister für die .auswärtigen Ange­
le'genheiten .Dr. Gruber: Ho:hes Haus! Als im 
Jahre 1919 über die zukünftigen österreichi­
schen Grenzen verhandelt wurde und d.abei 
die Italiener Anspruch auf reinösterreichi­
sches Gebiet erhoben, ergab sich ,im wesent­
lichen folgende Lage: 

In Italien hatte sich 'Sleit Jahrzehnten eine 
Propaganda entwickelt, wonach die Alpen­
kette die von ,der Natur lan Ita1~en gegebene 
Grenze und die Adria etine italienische 
Billnensee sei. Die,ses eindeutige IProgramm 
imperial.ist~scher Expansion versuchte in der 
Folgezeit die italieni,sche Politik Schr'itt 'für 
Schritt ZlU verwirklichen. Im Londouer Ver­
trag von 1915 hatten ihm seine Mitkriegfüh­
renden, mit Ausnahme der Vereinigten 
Staaten, die ja noch nicht am Kriege betei­
ligt waren, gewi,sse Zusicherungen hinsicht­
lich seiner nördlichen Grenze gemacht. 

Der amerikan1sohe Präsident WHson, der 
ja durch di·ese Londoner Abmachungen nicht 
gebunden war, war nach Europa gekommen 
mit einem schon vorher der Welt bekannt­
gegebenen Programm, dessen Hauptgedanke 
im wesentlichen die Anwendung des demo­
kratischen Idea1s auf die Regelung der Be­
ziehwlgen zwi'schen den Völkern war. Selbst 
heute noch würd'e es schwer setin, be'&sere 
Grund'sätze ZlU formulieren. Witson erklärte 
am 12. Februar 1918, " ... daß Völker und 
Provinzen nicht von Souveränität -zu Sou­
veränität verhandelt "verden, als ob sie Vieh 
wären und Bauern in einem Spiel, selbst in 
dem großen, nunme:hr für 'alle Zukunft ver­
femten Spiel des Gleichgewlichts der Mächte. 
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Alle Gebietsregelung·eJ1 haben vielmehr zu' sehe Bevölkerung aufwies, mit dem ritalieni­
erfolg<en im Interesse und zu Gunsten der Ischen Teil Tirols zusammen als eine Einheit 
betroffenen Bevölkerung, nioht auf Grund deklarierten. 
eines Aus<gleio~~s v'on Ansprüchen rivalisie- Die ·österreichlsohe Republik, gegründet 
render Staaten. von ihrem werktätiJgen Volke, .das für den 

"V'ölker können jet·zt nur mehr mit ihrer ef'sten Weltkrieg gewiß so wenig Ver<antwor­
Zustimmung r<eglie,rt wef'den. Das Selbstbe- tung trug, wie irgend eines der <a:IlJderen 
stimmungsr<echt ist Dlicht eine bloße Phrase, Völker der Monarchie, mußte, der Gnade des 
es ist ein. zwingender Grund/satz poliHschen Siegers ausgeliefert, von einer Hungerkata­
Hande Ins , den Staatsmänner fortan nur zu strophe bedroht, mit ,schweigender Bestür­
ihrem Verderben außer Acht lassen werden." zung diese Entsoheidung .ats ein U,iktat zur 

In d<er sogenannten Mount-Vernon-Rede Kenntnis nehmen; ·zur KenntnJis nehmen lin 
vom 4. Juli 1918 hat Wilsonendlich das der Hoffnung, daß !sich die Gesinnung der 
Selbstbestimmungsrecht der Völker kl,ar und Siegervölkerselbst wandeln werde und daß 
deutlich verkündet: "Die Regelung .aller Fra- die bekannten ReiVisionsbes.timmungen des 
gen, dlie das Staatsgebiet, die Souveränität, Völkerbundvertr!ages die Aussicht geben 
Wirtschaftsvereinbarungen oder polHische würden, diese wahfihaftig unerhörte Ver,scha­
Beziehungen betreff·en, auf der Grundlage cherung eines rein österreichischen Volks­
der freien Annahme die<ser Regelung durch stammes rückgängig zu machen. Es erhoben 
die unmittelbar betroffene Bevölkerung und sich in der Folgezeit Stimmen in der Welt, 
nicht mlf der Grundlage ,des materiellen 1111- eine Revi,sion dieses Beschlusses herbeizu­
ter·esse,s oder Vorteiles iligendeiner and,eren führen. In <den Vereinigten Staaten, in Groß­
Nation oder eines Volkes, das eine Regelung britannien haben namhafte Histori1kerebenso 
zur Ausbreitung seines Einflusses oder :seiner wie Staatsmänner auf das eklatante Unrecht 
Herrschaft wünscht ... " der Ahtrennung hingew,iesen. Und zur Ehre 

Auf der Pariser Friedenskonf.erenz wurden der :italienischen Nation sei gesagt, d.aß die 
diese Grundsätze .be.i<se>ite geschoben. Wilson Hemokraten Italiens, voran der grei,se sozia­
war freoilich nicht ohne weiteres hereit, den listische Führ,er Turat'i,diesen Beschluß als 
übertriebenen i'talienischen Forderungen zu- e,in Unrecht sondergleichen von der Tribüne 
zustimmen. Italien wollte nicht nur den Bren- der italienischen Kammer brandmarkten. Im 
ner,soIlJdern ,auch möglichst viel von der an- Jahre 1919 übernahm Italien mit <einer von 
deren Seite der Adria haben, wozu je nach Ministerpräs,identen Nitti vor dem Parlament 
dem jeweiligen Argumentierungsbedürfnis abgegebenen Erklärung, die von dem Alliier­
strategi/sche, eth1üsche oder historische te:n Rat in einer Note vom 2. September 1919 
Gründe herhalten mußten. Die Frage von ausdrücklich fesbgehalten wird,. die klare 
Fiume spielte dalbe,i eine besondere Rolle. Verpflichtung, den Südtirolern dieselbe Be­
Wi1son, überzeugt von der Richtigkeit der handlung wie allen ander<en Staatsbül1gern 
demokratischen Grundsätze, die d.amal!s, wie zuteil werden zu lassen und ihnen die Rechte 
heute die antifaschistischen, das Programm einer <anerkannten Minderheit einzuräumen. 
der Weltmächte bildeten, wandte sich gegen Aber nur wenige Wochen gingen ins Land 
dliese Unersättlichkeit der litalienilschen und ,ein Prozeß .sy,stematischer Unterdrückung 
Politik. und Vergewaltilgung nahm seinen Anfang. 

Aber 'Während e'rsich bemühte, Italien Er nahm seinen Anfang nicht <unter den 
von den adriatischen Küsten Jugoslawiens F,aischisten, die ef'st im Oktober 1922 ihren 
möglichs1t abzuhalten, wurde die Anwendung berüchti'gten Marech auf Rom unternahmen, 
des demokr,atli1schen Gedankens auf Südtirol sondern schon vorher. Der Fruschismus hat 
beiseite gelas'sen, obgle,ioh unsere Friedens- dieser offiziellen italienischen Polritik nur die 
delegation unter Führung des Staatskanzlers Note der faschistisohen Barbarei hinzugefügt. 
R ·e n n e r auf einer Volksabstimmung be- Zahlreiohe Opfer zeugen von der Leidens­
standen. hatte. Ja, Italien wurden 'Sogar Ge- ge,schichte de's Südtiroler Volkes. Aus der 
biete zugeteilt, die es ursprünglich gar nicht öffentlichen VeTwaltung wurden die Süd­
gefor.dert hatte, so das K,analtal und das !iroler systematisc:h verdrängt, ihr Besitztum 
Sextental. Der Präsident hatte Stic:h 'später wurde ihnen strittig gemacht,alte F,amilien­
seinen Mit.arbeitern gegenüber dar<auf beru- namen, j.a sogar Insohriften auf den Gräbern 
fen, daß er dies.en von .ihm bedauerten Ent- mußten geändert werden. 
schluß nur deshalb gef.aßt h~be, weil die loh f·asse mich kiurz: Es gibt keinen öster­
Italiener hinsiohtlich der Bevölkerung dieses reicher, der nicht in voller Kenntnis dieser 
Gehietes völ1ig irreführende Ztifiern über- hisltol'~schen Wahrheit wäre und der sich nicht 
reicht haUen. Das Kunststück der Italiener hundertmal voller Empörung dagegen gewen­
bestand nämlich darin, "daß sie Südtirol, das det hätte. nann kamen die Jahre, in denen 
im .Jahre 1919 noch nicht 5 Prozent italieni- d.as Licht der Freiheit zu erlöschen begann. 
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Die Spießg,e,sellen Hitler und Mus.sollini einig­
ten sich schließlich auf der Basis der Aussied­
lung der Südtiroler Bevölkerung über die 
gewaltsame Okkupation österreichs. D~e.ses 
schä.ndlichste Geschäft der Weltgeschichte, 
d,essen Bestimmungen 'später noch schriftlich 
fixiert wurden, sollte die Vertreibung der 
Südtiroleraus ihrer Heimat sanktionieren, 
als Lohn für die Mussolinisc:he Zustimmung 
zur Verschluckung ÖsterreJohs. EIS darf nicht 
wundernehmen, daß in den Tagen der deut­
schen Okkupation und der Naziherr,schaft in 
jedem demokraHschen österreicher die Über­
t.eugungerwuchs, daß das Ende des Haken­
kreuzes und des Liktorenbündels auch die 
Freiheit des Südtiroler Volkes br,ingen 
würde. 

So war es 'selbstverständlich der erste 
außenpolitische Schritt der Provisorischen 
Staatsreg.ierung und später der Bundesregie­
rung, die Forderung österreiohs nach einem 
Plelbiszit in ,südtirol al1Jzumelden. Die alliier­
ten Mächte hatten in ihrer berühmten At­
lantik-Erklärung ja selbst erklärt, "daß keine 
Grenzfe,stsetzung erfolgen ,soll, die nicht den 
frei aus,ge-drüokten 'Wünschen oder betroffenen 
Völker entspricht." 

Nach jenen formellen Schritten der öster­
reichischen Regierung hielten wir es für un­
sere erste Auf,gabe, die Haltung der Mächte 
in der Südtiroler Frage zu klären. Es ,stellte 
sich -bald heraus, daß Rußland sich nicht 
führ,end vor di,eg,e ös'terreichischen Be,str-ebun­
gen stellen würde. Die Sowjetunion wollte 
offensichtlich ühre poHtiMhe IUnterstützung 
zunäehst nur jenen Völkern leihen, die auf 
Grund ihrer ethni'schen und politischen 
Affinität in 8'ngem Freundschaftsverhältnis 
zur Sowjetunion stehen. l\lan konnte aber 
doch ,annehmen, ,daß v()n dieser Seite keine 
entscheidende Opposition kommen würde. Es 
wurdcull:s verschiedentlich geraten, in stär­
kerem Maß das Vertr~auen RußI,ands zu g~­
winnen. Naturgemäß hängt das vom Gesamt­
system unserer Politik ab. österreich i'st für 
uns ein Ganz.e.s, und wir können daher die 
Gesamtpolitik nicht nur aus ein e m Ge­
sichtswinkel 'betreiben. 

Frankreich brachte von vornherein dem 
österreichischen Standpunkt ,starke Sympa­
thien entgegen. Freilich mußte uns die fran­
zös~sche Regierung auch wissen lassen, daß 
sie ,allelin natürHöh nioht in der Lag.e sei, den 
österre,ichisohen Anspruch durchzusetzen. Die 
Haltung Amerikas und Englands war zu­
nächst unbestimmt. Aber gerade in diesen 
Ländern f,anden wir .in der öffentlichen Mei­
nun!,5 viele Sympathien, u.nd !iminer wieder 
',{'ur,de Gerechtigkeit für österreich ,gefordert. 
nazu war uns bekannt, daß der verstorhene 
Ptäsident Roosevelt, der ein aufrichtiger 

Freund unseres österreichischen Volkes ge­
WBsen ist, die Südtiroler Frage nicht nur 
kannte, 'sondern, wie wir glauben annehmen 
zu dürfen, ,in ihrer Gerechtigkeit -auch aner­
kannt hat. Auch Präsident Truman beant­
wortete ein Schreiben des Bunde,spräsidenten 
dahin, er hoffe, daß eine für alle BeteiUgten 
befr.iedigende Lösung gefunden werde, damit 
dieses Gebiet in Zukunft nicht den Frieden 
Europas ,störe. 

In Potsdam war ohne Anhöroog ,österreichs 
einstimmig hesehlossen wor,den, die soge­
nannten "de~üschen Vermögen" in österreich 
zu Reparationen zu verwenden. Die Mächte 
mußten wissen, daß das Deutsche Reich 
systematisch unsere Unternehmungen in 
seine Konz,erne llitneingepreßt hatte; denn 
sonst hätten 'sie, wenn sie die,ser Methoden 
nicht eil1Jgedenk, gew8'sen wären, nicht die 
Londoner Deldiaration unterzeichnet. Den­
noch wurde österreich durch zwei Sätze eine 
schwere Last ,aufgehalst. 

Auf der Septemberkoufereuz in London 
wurde, wie später bekanntgeworden ist, die 
österreiohisch-italieillische Grenze diskutiert. 
E..insti.mm~g wurde beschlossen, nur kleine 
Grenzberichtigungen zuzulassen. So wenig 
wie von der Potsdamer Erklärung wurde die 
österreichische Regierung von die'sem Be­
schluß unterrichtet. 

Am 10. Mai traten die Außenminister in 
Paris neuerdings zusammen, um über die 
Südtiroler Noten der österreichi,s'chen Regie­
rung Beschluß zu fas,sen. Der Hergang dieser 
Konferenz läßt sich auf Grund einer Reihe 
von Pressemitteilullgen und Informationen 
rekonstruieren. Herr Bevinstellte die Frage 
Südtirols zur Diskussion. Herr Molotow er­
klärt~ hierauf, in ,cLieser Frage sei im Septem­
ber bereits ein Besohluß gefaßt worden, daher 
s'ei keine Veranlassung, über diese Frage 
nochmals zu di'skutieren. Herr Bevin erklärte 
hier'Ruf, ihm seiem Nachrlichten zugekommen, 
daß sich österreich mit einer Kompromiß­
lösung zufrieden geben würde, die das 
Bozener Indu,striegelbiet aus dem Plebiszit­
gebiet ausschaltet. lIen Molotowerklärte 
hiezu, es sei auch keine Veranlassung, hier­
über zu sprechen, - denn es sei Sache der 
österreichischen Regierung, eine Forderung 
auf kleinere Grenzberichtigungen einzubrin­
gen. 

Ein Vertreter der Westmächte stellte 
sodann, den Antrag, die österreiohis,che Re­
gierung ,einzul,aden, eine solche Forderung 
einzubringen. Auch dies wurde von Herrn 
Molotow .mit dem Bemerken abgelehnt, daß 
es nicht im Ednklang mit den Londoner Be­
schlüssen stehe. Dieser AuHassung traten die 
anderen Mächte bei. Es wUflde aber immerhin 
beschlossen, der österreichischen Regierung 
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diese Ablehnung mitzuteilen. Glelichzeitig 
wurden die Stellvertreter angewiesen, für 
den Fall, daß österreich eine Forderung nach 
kleineren Grenzberichtigungen einbringe, 
einen österreichischen und einen italieni­
schen Vertreter ,an:z,uhör·en und einen Bericht 
an die Außenministerkonferenz zu erstatten. 
Eine Definition des Begriffes ,.,kleinere 
Grenzberichtigung" war nicht erfolgt. 

In den ,darauf folgenden Tagen erfuhren 
wir, daß die Einbringung einer Forderung 
auf das Pustertal, alleräußersten ·FlaUs mit 
Einschluß der Stadt Brixen, als kleinere 
Grenzbericht,igung angesehen werden würde, 
daß es allerdings zweifel,haft sei, ob Brixen 
im Rahmen der kleineren Grenzberichtitgung 
mit durchzusetzen sei. Kurz nach der großen 
. Südtiroler Kundgebung in Wlien kiam uns die 
Nachricht zu, daß das Außenamt der Ver­
einigten Staaten der Meinung sei, für die 
Aufrollung der gesamten Südtiroler Frage sei 
cer Zeitpuilkt nicht günstig. Es s€li viel rich­
tiger, im Zuge eines klaren RekonstruktiollS­
programms zunächst an der \Viederherstel­
lung österreichs zuarbeiten und dlie Regelung 
der Südtiroler Frage auf später zu verschie­
ben, wofür die UNO ja zweifellos -das geeig­
nete Forum darstelle. 

Dazu mußten wir uns aber sagen: Das 
österre.ic:lüsche Volk erwartet trotz seiner 
großen Tagessorgen, daß der Abschluß, des 
italienlischen- Friedensvertrages nicht ohne 
klare und eindeutige Geltendmachung der 
ösberr·e:ichli'schen A nsprilche vorübergehe 
oder daß wenigstens eine solche Teillösung 
venmcht werde, die es aÜ93ichtsreich erschei­
nen lasse, in Ver'handlungen mit Italien zu 
einer schließlich heide Teile befriedigenden 
Lösung zu gelangen. Da die vier Mächte 
seinerzeit einstimmig beschlossen hatten, 
kleinere Grenzberichtigungen zugunsten 
österreichs in Erwägung zu z~ehen, mußten 
sie sich ja über dJie natürlichen Konsequen­
zen dieses Beschlusses auch einig gewesen 
sein. 

Für die österreiC'hische Regierung ergab 
sich nunmehr eine gewiß nicht lelichte Lage. 
Es wal auslgeschlossen, den Anspruch auf 
Südtirül zugullisten kleiner Grenzberichtigun­
gen aufzugeben. Die reale Möglichkeit, im 
Zuge dieser TeiUösung .allmähllich zu einer 
Gesamtlösung zu kommen, mußte ,ausgenUtzt 
werden. Der Verlust ,des Brennerpasses hätte 
ja in Italien das strategische Interesse an 
unserem Südtirol weitgehelldabgeschwächt 
und damit die Möglichkeit eröffnet, im Wege 
direkter Verhandl,ungen zu einer Lösung zu 
gelangen. Drie Mögliehkeit eröffnete sich für 
uns insbesondere ,deshalb, weil wir es gemäß 
dem friedlichen Wesen unseres Staates nicht 
als Lebensfrage betrachteten, auf welcher 

Linie Italien seine Truppen aufzust.ellen 
wünsche. 

Aus dieser Überlegunlg heraus bat ich den 
Ministerrat um ErmädÜligung, 'solche kleinere 
Grenzberichtigungen in dem uns langeratenen 
Umfang und daneben die Grenzkorrektur im 
Kanaltal der Pariser Konferenz vorzulegen. 
Kurz darauf erfolgte die Einladung eines 
österreichischen Vertre.1ers nach Paris zu den 
Verhandlungen auf der Parliser Konferenz. 
Hinsic:htlich des Kanaltales wurde uns dort 
sogleich mitgeteilt, daß auf Grund eines 
jugosl,awischen Wunsche,s, bei der Verhand­
lung über das· Kanaltal mit Iilllwesend zu sein, 
augenblic:klich nicht verhandelt werden 
könne. Es war uns übr,igens mehrmal.s llahe­
gelegt worden, auch die KanaHalfmge jetzt 
schon vorzubringen . 

Meine Unterredungen in Paris bestätigten, 
daß wenigsten die Westmächte unseren Vor­
schla,g als kleinere Grenzberichtigung an­
sehen würden. Allerdings wurde betont, daß. 
möglicherweise -die Stadt Brixen aus dieser 
Grenzberichtigung ausge,schlossen bleiben 
würde. Bei einer längeren Unterredung mit 
dem Sowjetbotsc'harter gewann ich den Ein­
druck, daß die Sowjetregierung zwar den 
österreie,hischen Standpunkt nicht unter­
stützen, vielleicht ihn sogar ablehnen, aber 
doch nicht eine entscheidende Opposition 
dagegen entfaUen weTde, sofern die anderen 
Mächte mit dem notwendigen Nachdruck llll­
seren Standpunkt verfechten würden. 

Unter diesen Auspizien gingen wir zur 
Konferenz. Ge.mäß den Beschlüssen .des 
Ministerrates leitete ich meine Begründung 
des österreichisehen Anspruches damit ein, 
daß sich österreich vorbehalte, die Südtiroler 
Frage lin ihrer Gesamtheit bei geeigneter 
Gelegenheit 'aufzurollen. Meine weiteren Aus­
HHuungen dienten der Begründung der wirt­
schaftlic'hen Notwendigkeit der Rückgliede­
l'üng der Pustertaler Linie, wobei wir uns 
unter anderem auf ein amerikanis<ches Gut­
achten aus dem J,ahre 1919 stützen lwnnten, 
das dem amerikanischen Kompr.omißvor­
schlag über Südtirol entnommen wurde. 

Die Antwort des italienischen Vertreters 
enthielt auch eine Beschuldigung des öster­
l'eichischen Volkes, ,am Hiitlerkrieg teilge­
nommen zu haben. Außer einigen Darle'gun­
gen wirtschaftlicher Natur über die Wiohtig­
keit der Elektrizitätswirtschaft waren es ins­
besondere die alten nationalistischen Parolen, 
die uns entgegengehalten wurden. Die 
majestätische Mauer der Alpen sei von Gott 
Halien zu seinem Schutze gegeben und dllrch 
die Angliederung Südtirols sei der Aufbau 
Italiens gekrönt und abgerundet worden. Der 
Brenner sei die notwendige Verteidigungs­
stellung Italiens gegen Angriffe 'vom Norden. 
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In welchem Geiste übrig,ens in Italien diese 
Frage behandelt wird, zeigt ein Auszug aus 
dem "Messagero" vom 31. Mai 1946, - "naHen 
solle nach der österreichisc.hen AuUassung 
auf seine einzige sichere Norrdgrenze gegen­
über ·Deutschland und auf seine besten Ener­
giequellen verzichten z.ugunsten eineBLan­
des, desS'en Verdienste um die Befreiung 
Europias glelich Null sind, und im Intere,sse 
von einigen zehntausenden Deutschen, die 
dem Himmel danken sollten, daß ihnen nicht 
das gleiche Schicksal bereitet wurde wie Mil­
lionen 'ihrer Landsleute, die aus Polen, der 
Tsehechoslowakiischen Republik und Ungarn 
vertdeben wurden ... " 

Ich will gewiß nicht jene Naziverbrecher 
verteidigen, die sich der Unterdrückung 
fremder V'ölkerschaften schuldig gemacht 
haben. Sie werd·en ihrer Strafe nicht ent­
gehen. Aber es darf in ,ddesem Zusammen­
hange wahl daran ednnert werden, ,daß 

. Italien genug Schuldige für Kriegsverbrechen 
in Abessinien, in Spanien, in Albanien, in 
Grieche.nland und ;in eine.m halben Dutzend 
anderer europäischer Länder finden könnte, 
als sich in Beschuldi,gungen des österreichi­
schen Volkes zu ergehen. (Zustimmung.) Und 
war,en nicht am Ende in Rußland viele tau­
send italienische Soldaten ;in geschlossenen 
Formationen tätig gewesen? 

Sehen wir nicht in Südtirol die alte faschi­
stische Be·a.mtengar.lllitur und können wir 
nicht hören, daß ,sich ans,cheinend sogar poli­
tische Verbr,echer bereits wieder auf freiem 
Fuß befinden? Jeder kehre deshalb vor 
seiner eigenen Tür. Wir unsererseits haben 
nur den Wunsch, mit dem italie.nischen Volk 
in Fr,eundschaft und Fr,ieden zu leben. Dem 
steht nichts anderes im Werge 'als der italie­
nische Herrschaftsanspruch üher Südtirol. 

Nach dem Vortrag des österreichi,schen und 
italienischen Standpunktes besc'hlossen die 
Stellvertreter :in einer späteren Sitzung, eine 
Unterkommi,ss.ion einzusetzen. über Auffor­
denmg dies'es Subkomitees entsendeten wir 
mit den Südtiroler Verhältnissen vertraute 
Experten nach Paris. 

:Seitens der fran:lJös'i,schen Regierung wurde 
mir inzwi'schen die Unterstützung des öster­
reichichen Anspruchs in seinem wesentlichen 
Inhalt zugesichert. Eine Unterredung mit 
Herrn Bebler, dem stellvertretenden Außen­
mini'ste'r Jugosl1awiens, e'ngab b8liderseits die 
BereitwilLigkeit, ,an der Wliederher,stellung 
der freundschaftlichen Beziehlmgen zuarbei­
ten. Später wurden uns von einem Journa­
listen bestimmte Vorschläge übermittelt, von 
denen wir ,auf .aiplomatiisehem ·Wege. erfahren 
konnten, ,d.aß sie von Herrn Bebler stammten. 
Die österre,ichi's,che Regierung möge eine Er­
klärung zugull'sten des ,jugoslawischen Stand-

p.lmktes in der Triester Frage abgeben, Jugo­
slawien sei ,sodann bereit, die nötigen Transit­
erleichterungen für österreich Zoll gewähren, 
die diplomatischen Beziehungen wieder auf­
zunehmen und den Rücktransport der Kriegs­
gef'angenen zu beginnen. Dieses Angebot 
sollte bis zum 15. Juni geHen. Ich haUe jedoch 
schon Herrn Bebler erklärt, daß die österrei­
chische Regierung k.aum über die bereits 
a:bgegebene Erklärung hinausgehen könne; 
die Bevölkerung der umstrittenen Adria­
gebiete möge selbst enh;;cheiden, welcher 
staatl!ic.hen Souve,rälllität Isie sich runt'erwerfen 
wolle. 

In London ergab es sich, daß die englische 
Regierung .im Ra:hmen des September-Ent­
scheides 'bereit sei, uns!ßre Grenzforderung 
zu unterstützen. Anläßlich der außenpoliti­
ßchen Debatte im Unterhaus am 4. Juni 1946 
gab Herr Bevtin die nachfolgende Erklärung 
ab: "Als der Vorschlag unterbreitet wurde, 
österreich so wieder herz.ustellen, habe ich 
zugestimmt, ·aber ich machte den Vor:behalt, 
daß es kleinere Grenzberichtigungen zu 
seinen GUll'sten geben könnte. D-a ich das 
Land sehr .gut kenne - ich weiß, ,die Eisen­
bahnen verlaufen nach und aus gewilssen 
Orten, was ich eher für ,unsinntg hielt -
glaubte ich, daß die ,ständig,e Unterbrechung 
der Grenzen für einen guten Handel und 
Warenaustauseh nicht günstiog wäre, und so 
vertrlat ,ich die Meiillung, daß Berichtigung,en 
vorgenommen weflden .sollten, die für ·Öster­
reich und seine Nachbarn von Vorteil wären. 
Ich denke :immer noch so." 

Am damuffolgenden Tag zum Abschluß der 
Debatte im briUschen Unterhaus erklärte der 
Unterstaatssekretär McNeil: " ... Es war ein 
britischer Vertreter, der auf Grund der In­
'struktionen des Auße.nmillisters zuerst dar'auf 
beS'taIlld, daß, wenn es dieöst'erreichische Re­
gierung wünschen sollte, eine geringere 
Forderung 'als die ,auf die ganze Provinz zu 
erheben, sie zumindest angehört werden 
sollte. Die österreichiische Regierung legte 
sod.ann eine revidierte Forderung vor, die 
wir als kleinere Grenzberichtigung ansehen, 
wie sie die Abmachung vorsieht." 

In derselben Debatte haben zahlreiche Ab­
geofldnete sowohl der englichell Arbeiter­
partei als auch insbesondere der Führer der 
Opposition Winston Churchill sich klar für 
die Anerkennung des österreichischen An­
spruches eingesetzt. 

In Paris hatte ich vor meiner Rückrei'Se noch 
eine Unterredung mit dem Vertreter einer 
-Großmacht, in der dieser an Imich die Frage 
stellte, wie eine Grenzziehung nördlich von 
Brixen von österreich aufgenommen würde. 
. Ich antwortete: Der WesensinlliaH unserer 
Forderung sei ja Nicht die LÖSlUng der 
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ethnischen Frage, sondern die Verlbesse­
runlgen der Veflkehrsbeziehungell österreichs. 
Es wür,de eine ,solche Grenzziehung - soviel 
lokale Schwierigkeiten sie 'auch bringen möge 
- nicht an unserer Ablehnung scheitern. 

Als wir von Paris abreisten, hatten ,wir den 
Eindruck, d,aß wir zwar ,auf Ahstric'hJe un­
serer FOflderungen ger,aßt sein müßten, daß 
aber zumindest drei Mächte auf der vorge­
schlagenen 'Grenzberichtigung bestehen wür­
den. Erst wenige Talge 'Vor der Entscheidung 
in Paris gingen Nachrichten ein, die auf eine 
.\nderung in der Haltung der We,stmächte 
hindellteteln. General Bethouart trat in einer 
Rede in Paris in letzter Stunde nochmals 
dafür ein, österreich nicht im Stiche zu lassen. 

Trotzdem fiel die Entscheidung gegen 
ö~terreich aus. 

N ach der ge,samten hier dargelegten Vor­
geschichte übedasse ich es der Weltöffent­
lichkeit, die getroffene Entscheidung zu be­
urteilen. Dieser Beschluß ist uns bisher amt­
lich nicht mitgeteilt worden und es erscheint 

\ mirfrarglich, db wir dafiir eine Begründung er­
warten dürrfen. Sollte dies der Fall sein, wird 
sicherlich viel von den Wasserkräften die 
Rede seül. Aber jene Experten in London 
und Washington, die offenbar zum Entschluß 
gekommen sind, daß Italien ohne die Wasser­
kräfte nicht leben k,aul] , mögen sich einmal 
die Frragevorlergen, wovon ein alpenländisches 
VoLk eigentlich leben soll, wenn 'seine einT 
zige Hilfsquelle, die Wasserkräfte, für seine 
Nachbarn unentbehrlich sein sollen. 

dann hätte dara.us auch nirgends eine Streit­
fm:ge von internationalem R,ang,e entstehen 
können. Die Priorität der ökonomischen 
Interessen hat eine verzweifelte Xhnlichlkeit 
mit der Priorität der strategischen Interessen. 
Denn so wenig wie eine end1gültige strate­
gische Lösung, 'so wenig wird es für solche 
autarkische OedarukeIllgänge eine endgültig 
befriedigende Lösung geben und ,aus dem 
einen Anspruch wird nur ein neuer ent­
stehen. Laßt das Volk selbst bestimmen, 
welchen Rechtsnormen es unterwofifen sein 
will, dann werden die Reibungen wegfallen 
und die Grenzen sich öffnen und der freie 
Strom der Hüter wird die Schwierigkeiten 
mit Leichtigkeit vermeiden, die mit solchen 
gekünstelten Konstruktionen 'aufrechterhalten 
werden sollen! Vor allem wird die Politik 
der Mächte auch nicht in Widerspruch ge­
raten mit den von ihnen feierlich verkündeten 
Grundsätzen der Atlantic-Charta 'lind dem 
Statut der Vereinten iNationen. 

Wi,e haben wir die Haltung der Mächte zu 
beurteilen? Frankreich hat sicherlich Igetan, 
was es' ,bei d'er gegebenen Sachlage tun 
konnte. Rußl,and list in dieser Fmge nie 
schwankend ge,wesen und ist !bei seiner 
Haltung geblieben, wenn sie auch gegen das 
österreichische Interesse gerichtet schien. 
Die Erklärungen der ell'glichen Regierung 
haben wir offensichtlich ,falsch ausgelegt. Dem 
Argument, d,aß sich Italien die Rückfahrt 
nach seiner langen Reise verdient habe, 
hätte man sicherlich aUJf dem Gebi,et Rech-

Wenn die österreichische Regierung seiner- nung tragen könneu, aUlf delIIl Italien beslser 
zeit Italien die Exterritorialität seiner Werke f'undierte und legitime Inleretssien hat. Aber 
angeboten hat, so nicht deS'halb, weil sie die Regierung Großbritanniens hat ,an Vieles 
glaubt, daß Italien ein größere's Interess,e am ZLl denken und eine Politik der GerechHg­
Gebirgsw,asser halbe als österreich, sondern keH in Südtirol mag von anderen Interessen 
weil sie Italien nicht um die Früchte s'einer überschattet s'€,in. 
Investitionen bringen wollte. übrigens hat nas Recht ist fr'eilich ein unteilbares Prin­
die Entscheidung über d'as Gehiet von Tenda zip. Das Rechtssystem in der Welt gleicht 
und Brirgue gezeigt, daß sich die 'Gebiets- einer Ankerkette, aus der :kiein Glied enttfernt 
abtretung sehr wohl mit iden Elektrizitäts- werden darf, wenn nicht d,as Schiff des Schick­
interessen Italiens verknüpfen läßt. Es bleibt s:als ,der Völker ins Trei,ben g'eraten 'soll. Es 
uns ,also nu r die zweifelhafte Genugtuunlg, würde s,ich erweisen, daß die Iferrschaft dler 
daß ein von uns ausgearbeiteter Vermitt- Italiener ülber Südtirol ein Danaergeschenk 
lungsvorschlag auf die L'ÖSUlllg j'ener Grenz- wäre, dessen nachteilige FolgJen den Gewinn 
ffrage Anwendung gefunden hat. von ein paar 1000 kW-Stunden sicher nicht 

A,ber es hat wenig Sinn, in eine aka- aufw,1egen würden. 
demi'Sche Diskussion über dieses Argument Die Vereinigten Staaten 'hingegen, in der 
einzutreten, weil es offensichtlich nur ein Fülle ihrer Macht außerhalb der unmittel­
Vorw,and für eine Entscheidung rein 'Politi- baren Interes'sen stehend, haben in uns 
schen Charakters ist. Sobald der Boden eines immer die Überzeugunrg erweckt, daß sie für 
vernül]fti'gen generellen ,Prinzips für die die gerechte Ordnung der Welt eintreten 
Regelung der gegenseitigen Beziehungen von werden. Sie werden an den Sieg ihrer g.Jor­
Staaten verlassen wird, gerät die ,allg;emeine reichen Waffen den moralischen Sieg des 
Politik eben in Verlegenheiten. Wäre von Friedensstifters knüpfen, wenn si,e den ge­
vornherein das Prinzip der Entscheidung der rechten Prinzipien zum Durchbruch ver­
betroffenen Bevölkerung bei der Festlegung helfen. Im J'ahr,e 1946 wurde aber der An­
der italienischen Grenze eingehalten word~n, I '3,pruch österreichs durchkreuzt, offenbar um 
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Triest den Italiene'rn zu ,erhalten, wie es 1919 
geschah, um Fiume den Italienern VOl'!Z.U­

enthalten. Es erfüllt das österre,ichische Volk 
mit. Schmerz, draß diese große und mächtige 
Nation ihren Einfluß nicht auch z,um Schutz 
d·er Südtiroler geltend machen kann, die 
dessen am meisten bedürfen. Die ,stets hilfs­
bereite Tatkraft der amerikta.nischen Offiziere 
und Soldaten in österreich ließ uns erwarten, 
daß wir auch in dieser Frage ll1uf Unter,stüt­
zung hoffen durften. Denn die Auferstehung 
österreichs, das möge man bedenken, ist ja 
nichtaUedn eine Frage der mater,iellen Re­
konstrutIdion. Südtirol list für ;ll'ns ,eine 
schmerzliche, aber nicht die einzige Wunde. 

Wie sieht es auf anderen Ge:bieten aus? 
Staaten, die Jrahre h/indurch durch Entschei­
dung ihrer Regierungen ihre Reser·v·en für 
den Krieg Hitler,s eingesetzt haben, sind frei 
von Truppen, oder jrh:r:e RäumUlng ist vorge­
sehen. österreich hat bis heute auf s'einem 
Gebiet den prorzientuell höchsten Anteil an 
militärischer Besetzung. In österreich mußten 
wir es als einen bedeutenden Erfolg buchen, 
daß rdie Besatzungskosten an Stelle unbe­
grenzter Höhe auf ein Drittel des Ges,amt­
budgets restringiert wurden. Die V·ölker 
mögen :sich einmal ausrechnen, was es für 
sie heißen würde, wenn sie Monat für Monat 
und Jahr für Jahr ein Drittel ihres Gesamt­
budget.g für Besat!zungsikosten :auszugeben 
hätten. 

Das '~st die Lage vierz,ehn Mona.te nach 
dem offi.ziellen D-atul11 der österreichi'8chen 
Befreiung! Es liegt mir rern, die Bemühungen 
her.abzll'sretzen., ,die di'e alliierten Offi,z.iere und 
Mannschaften in öst'erreich unternahmen, um 
dieses Land heraus·zulösen· aus den gegen­
wärtigen Verstrickun.gen. naß sich die vier 
alliierten Mächte ,auf ein neues Kontrollab­
k"m1118n geeinid haben, d,as Ös1erreich einen 
wesentliehen Schritt der vo.llen Freiheit 
näherhringt. ist sicherlich ein verheißungs­
volles Zeichen. Aher das darf uns nicht ver­
gessen J.ag~en. daß das österrelichische Volk 
die volle Freiheit erwartet. 

Wenn ich znr Südtiroler Frage zurück­
kehfie: welohe KonSlequenzen erg,eben ,sich aus 
·der ~egenwärtigen Lage? 

Das erste ist die wohl jedem österreicher 
selbstverständliche Feststellung, daß wir nie­
mals auf.hör·en werden, dies.e Forderung ruach 
dem Plebiszit in Südtirol dem Weltgewissen 
Z'1 unterbreiten (lebhafte Zustimmung und 
anhaltendes Händeklatschen im g,anz,en 
flall,,'e), ja. daß wir jede Möglich'keit ausnützen 
werden~eil1e Lösung dieser Frage herbe/izu­
führen. Es werden ,g.ich in österreich immer 
~enug Männer finden, die die Fahne Süd­
tirols hochhalten werden, und niemals wird 
Österreich m~t ruhigem Blut diesen se;inen 

Volksstamm z,ugrunde gehen lassen. Denn 
die österreichische 8üdtirol-Politiik ist in 
Wiahrheit diie Politik der Krelierung Öster .. 
reiohs. Südtirol ist Ja nioht einfach ein Ge­
bietsstreifen, in ·dem so und SQ vIieie Menschen 
leben, es Jst vielmehr die Wiege eines ·guten 
Teils der spezifisch österreichichen Kultur. 
Ich kann mir ruicht vorstellen, daß England 
etwa je die Abtr·ennung der Gflafs.chaft Kent 
oder FNliukr,etich dJiJe Lothriin:g.ens zur Kennt­
nis nehmen würden. De'shalb ist uns der Weg 
vorgezei~hnet: die österreichische Regierung 
wHl jeden wlie immer Igearteten Beitrag zum 
Frieden in der Welt ,leisten. Sie ,war entschlos­
sen, nach Zuerkennung jener Grenzrektifika­
tion sich unmittelbar mit Italien an den Ver­
handlung,stisch zu setzen, um die Gesamtfrage 
eliner für beide Teile befriedigend'en Lösung 
zuzuführen, die gleichzeitig der Ausgangs­
pun1kt einer echten Freunds chlliftsp olitik hätte 
sein können. Die Möglichkeit, durch eine 
Grenzberic.htiJgung eline Lösung anzubahnen, 
ist verschüttet. österreich wird seine Forde­
rung in vollem Umfange der Friedenskonfe­
renz unterbreiten und von ,da ,an vor jeder 
internationalen Körperschaft mit ZähigkeH 
und ohn.e Unterlaß verfolgen. (NeuerUche Zu­
stimmUI~!?: und Händeklatschen im gan~en 
Hause.) österreich wird nicht müde werden, 
an das Weltgewi,gsen zu appellieren, um 
Unterstützung' für die Freliheitsrechte eines 
kleinen Bergvolkes zu gewinnen. Südtirol ist 
für österreich n~cht Gegenst,and der. T.ages­
politik. Niemals kann uns eine Enttäusohung 
davon abhalten, die Frage mit unverminder­
tem Eifer weiter zu verfolgoo.. E.in Problem 
von dieser Bedeutung reicht über die Monate 
hinaus und bedarf oder zähen Unterstützung 
durc~ d,as glanz·e Volk. 

Ich möchte diese meine ungesohminkte 
Darlegung des Sachverhaltes nic!ht schließen, 
ohne .auch elini'ge Worte ,de·r Hoffnung auszu­
sprechen. Ich halbe in Großbritannien und in 
Frankreich große Sympathien für unseT L,and 
!!efunden und ich glaube, diese WeUe der 
FreundsC'haft wird noch steigen. Auf die 
nauer werden wir 'auch nicht umoonst an d,ie 
Hilfe der amerikanischen Nation für Südtirol 
.appelli'eren. Und gehen Sie hinaus zu den 
aniierten Offizi:eren und Soldaten, zu den 
Diplomaten und Wlirtschaftlern, und Sie wer­
den die Gewißheit gewinnen, daß, wenn wir 
den alliierten Völk:er.n die Kenntnis des 
Schicksals der Südtiroler vermitteln, sie uns 
auoh helfen werden. Ich habe .auch die gute 
Hoffnung, daß das rus,sische Volk, -<La,s so be­
deuten:de Opfer zur Niederr-ingung des 
Fas~hismllS 'gebracht hat, erkennen wird, daß 
unser österreichisches Volk zu seinen Freun­
den zählt und werrt' ist, unterstützt zu wer.den. 
Gäbe es denn einen besseren Beweis aIrS den 
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Verlauf der Pariser Konferenz, daß von einer Frage Südtirol zu behandeln. Da darf ich 
einseitigen Orientierung österreichs keine heute an das Gewissen der Welt, :besonders 
Rede sein kann? Wir können auch nicht aber der vier Großmächte, die unserem jun­
gllau'hen, daß durch jene 20 Jahre Faschismus gen neuen Östefl~eich schon Ba viele Beweise 
die edlen Geister in der italienischen Nation ihI1er HHfe und Freundschaft gegehen haben, 
ausgestorben sein sollten, dienen die Treue zu appellieren, daß in dieser KO:Plferenz dann 
ihrer prinzipiellen Politik wichtiger war als wirkliich nur die Gerechti<gkeit siege und 
ein Sche:inerfolg auf dem Gebiet der äußeren sonst nichts. 
Politik. Ich darf auch appellieren an das demokra-

Ich möchte aber auch 'nicht schließen, ohne tische Gewissen Italiens. Die Lösung der 
des österreichischen Volkes zu gedenken, das Fr,age Südtirol ist die Grundlage einer dau­
während der faschistischen Barbarei tapfer ernd,en Freundschaft zw,ische,n unseren heiden 
zu 'Österreich lmd seinen demokl"atd,schen Völkern. 
Idealen gestanden ist, .das in seiner über- Dem österreichischen Volke aber habe ich 
wältigenden Mehrheit das Ideal der Freiheit I nUr eines zu sagen: Wir müssen in unbeirr­
hochgehalten ,hat und das nunmehr mit der harer Zuversicht zu unserer Forderun,g n::1.ch 
GeduLd eine.s lei,dgeprüften Volkes durch der Heimkehr Südtirols stehen. Wir dürfen 
djese Enttäuschunghinduf'c>hschreitet. Unser uns durch nichts irremachen oder \ ent­
Volk möge label' auch verstehen, unter täuschen lassen. Unser Gkmbe andlie Ge­
w,elchen Schwierigkeiten die führenden rechtigkeit muß stark und fest, muß ernst 
Männer im Staate, voran der Bundespräsident und würdig' sein, und ich .bin überzeugt daß 
und insbesonder·e der Bundeskanzler, ver- auch für unR in dieser Frage der Erfolg; 
suchen, der Schwierigkeiten Herr zu werden, kommen wird, daß der Tiroler Adler wieder 
und. wie sie immer unverdrossen von neuem nattern wird iihN einem ge,einten T,jrol! 
an die Arbeit gehen. Ich möchte zugle:ich an (Stürmischer, lang[lnhaltellider BeHall.) 
dieses Volk appellieren, daß wir die Eillig- Ich bitte den Herrn Präsidenten, den Be­
keit nie notwendiger gehabt haben als heute richt des Herrn Bundesministers für die ,aus­
und daß war die wech::>elseitige Unterstützung wärtigen Angelegenheiten· im Ausschuß für 
und Zus:ammenarbeit braue,hen. Trotz aHe- all'swärtilge A,tlIgelegenheiten ,einer Bemtung 
dem: österreich wird leben, wird seine Frei- unt,er,zliehen zu llal~s-en. 
heit wiederfindien, und mit seiner KO~lsol.i­
dienmg wird Südtirol zurückkehren Jn seine 
Famili,e, in das Haus seiner Väter und 
Brüder! (Sti.~rmischer, langanhaUender Bei­
fall. ) 

Präsident: Zum Wort hat sich der Herr 
Bundeskanzler gemeLdet. Ich erteile es lihm. 

Bundeskanzler lug. FigI (mit st'arkem Bei­
f,all begrüßt): Hohes Haus! Sie haben eben 
den Bericht des Herrn Außen ministers über 
rlen Staudeler Frage,8üdtirol gehört. Ich habe 
diesem TatsaBhenbericht nichts hinzuzufügen. 
Wenn ich trotzdem das Wort nehme, so vor 
allem, um namens der Regierung die Erklä­
rung abzugeben. daß die Bundesregierung 
an ihrem Prognamm, das sie bei Antritt ihrer 
Regierungahgelegt hat, fest'hält. Ich erklärte 
damals. daß dtie Frage Südtirol für .1eden 
österreicher eine HerzensSiache und die 
Rückkehr SüdtiroIs nach österreich ein Gebet 
jedes österreichers ist. Ja. die GereclfUgkeit 
für Südtirol kann nicht durch Entscheidun­
g,en, wlie sie bis.her erfolgt sind, wiederherge­
stellt werden. Sollen dauernder Friede und 
damit Glück und Wohlfahrt ,die Menschen er­
freuen. dann muß Gerechtigkeit unter allen 
Umständen triumphieren. 

Wir wollen hoffen, daß das letzte Wort über 
Südtirol noch nicht gefaHen ist. Die kom­
mende große Friedenskonferenz wird be­
stimmt Gelegenheit nehmen müssen, die 

Präsident: 'ln Kenntnis des Wunsches, den 
der Herr Bundeskanzler namens der Bundes­
re.gierung geäußert hat, hat sich eine Konfe­
renz der Parteiobmänner und der drei Präsi­
dpnten heute dahin entschie,den, iJl1 Namen 
ihrer P,artei81n zuzustimmen, daß der Natio­
nalrat von einer Debatte über diese Erklä­
rung absieht und' daß die Erkläl"tmg des 
Herrn Außenministers dem Ausschuß für 
auswärtige Angoelegenheitellzugewiesen wird. 

Diesem Wunsch will ich entsprechen und 
halte mich dabeli der Zustimmung des 
Nationalrates sicher. (Nach einer Paus·e:) Ein 
Einwand dagegen wird nicht erhoben. Die 
Angelegenheit geht al,so an den Ausschuß, 
und ich bitte den Herrn Obmann dieses A us­
schusses, dlie Anberautnllng der Sitzung zu 
veranlassen. Im übrigen gl,aube ich, mit 
Ihnen allen ·eines Sinnes zu sein: Volksver­
tretung und Volk sind eüüg in der feierlichen 
V ersicherllng,in der 'stlarken und unerschüt­
terlichen Erwartung: Südtirol muß und wird 
wieder zu österreich kommen! (Stürmischer. 
langanhaitender Beifall und Hände1datschen.) 

* 
Es wird in die Tag e s 0 r d nun.g einge-

g,3Ingen. 

Der 1. Punkti,st der Bericht des Aus­
s:-hU:3:385 für soziale Verwaltung übel' die Re­
gierungsvorlage (128 d. B.): Bundesgesetz, 
womit Beihilfen zu den RC"llten aus der 
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Altersfürsorge und der Invalidenversicherung von 'insgesamt 221.000 Personen. Der Auf­
gewährt werden (134 d. B.). wand hiefür beträgt für das zweite Halbjahr 

Beliichterstatterin ~Ioik: Hohes Haus! Das 
Parlament hat sich SChOlli einige Male mit der 
Notlage der alten Arbeiter und Arbeiterinnen 
b8'sichäftigt. Auch lanläßlich der Budget­
debatte hat der sozialisHsche Abgeordnete 
Kr i 's chan den Herrn Bundesminister für 
soziale Verw,altung die Bitte gerichtet, daß 
diesem Notstandabg.eholfen werde. Der Herr 
Bundesminister für soziale Verwaltung hat 
das Versprechen gegeben, daß dem HaU'se in 
Kürze ein Bericht vorgelegt werde, in dem 
versucht, wiI~d, die N of der ,alten Arbeiter 
und Arbeiterinnen zu lindern. Über diese 
Vorlage haben wir heute zu verhandeln. Sie 
beinhaltet eine Zuwendung ,an die 'alten Ar­
beiter und Arbeiterinnen in der Form von 
BejhiHen. 

Diese Beihilfen sollen für die Altersrentner 
und Invalidenrentner 20 S, für Witwen 10 S 
und für Waisen 8 S im Monat betragen. Der 
Regierungsentwurf hatte vorgesehen, daß es 
eine Grenze nach oben hin gibt. Wenn eine 
gewisls'e Grenze erreicht würde, dann sollte 
die Beihilfe um den Betrag gekürzt werden, 
der den Höehstbetrag übersteigt. Im Aus­
schuß für sozi'ale Verwaltung hat die Soziali­
stische Fr,aktion Anträg,e gestellt, wonach 
di'ßse Höchstgrenze fallen soll, und 'auch die. 
anderen P,arteien haben slich auf diesen 
Standpunkt geeinigt. Diese Beihilfen von 20, 
10, und 8 S werden also ohne Rück,sicht auf 
die Höhe der Renten gegeben. Die Verbes­
serungen der Le'istungen, die durch die Bei­
hilf'en erziielt werden, hetmgen im Durch­
schnitt 50 ,Prozent, ,sie hewegen sich in den 
einzelnen Kategorien zwischen 47 und 60 Pro­
z·81nL Der Entwurf hatte auch vorgesehen, daß 
eine öst'erreichische Vordienstzeit nachzu­
weisen sei, damit diese Beihilfen gewährt 
werden können. Auch dazu ist ein Ver,be,sse­
rungslantrag meiner Fraktion vorgelegen, dem 
zugestimmt wurde. Er lautet dahingehend, 
daß überhau'pt nur ,eine österred'cMsche Vor­
,dienstzeit ohne Rückslicht auf irgend ·eine 
Begrenzung vorhanden sein mÜSise. 

Der Ausschuß hat sich auch damit be­
s,ehäftigt, daß diese Beihilfe nicht gekürzt 
wer,d'en kann, wenn der alte Arbeiter einen 
Betr1agaus der öffentlichen Fürsorge erhält. 
Also 'auch diese Etinschränkung soll unbe­
rücksichtigt bleiben. Man soll daher nicht, 
wenn man Beihilfen gibt, anderseits die Zu­
wendungen laus der öffentlichen Fürsorge ein­
rechnen können. 

Durch die'ses Gesetz wird ein Personen­
kre,is vün 79.000 Altersfürsorgerentnern, 
92.000 Invalidenrentnenn, 22.000 Witwen und 
28.000 Waisen erfaßt, die also d:iese Bei­
hilfen bekommen. Da~s ist ein Personenstand 

1946 - denn dies'e Beihlilfen sollen mit 
1. Juli 1946 in Kraft treten - 231/4 Millionen 
Schilling. Die Bedeckung dafür hat der Herr 
Bundesminister aus dem Budgettkapitel für 
sozi,aie Verwaltung zu erbringen. 

Wlir wiss,en, daß diese Regelung für viele 
alte Arbeiter und A,rbeiterinnen einen be­
deutenden Fortschritt darstellt, denn die 
Altef1:sfürsül'gerenten, die heute ,ausgezahlt 
werden, bewegen S'i~h in einer Höhe, die es 
den alten Arbeitern nicht einmal ermögl,icht, 
die r:ationierten LebensmiUel zu kaufeil. 

Der Ausschuß stellt daher den An t rag, 
se'inem Bericht zur Regierungs1vorlage mit 
den ,angefühden Änderungen die verfas­
sung~mäßige Zust1imn:nmg zu erteilen. 

Abg. Elser: Hohes Haus! D-as Gesetz über 
die Beihilfen zu Gen Altersfürge- und Inva­
lidenrenten soll ein Provisorium sein, das 
,später durch ein neues, grundlegendes Alters­
und InvalidenverS'icherungsge'setz abgelöst 
werden soll. Die Mehrheit im Ausschuß für 
soziale Verwalturug vertrat daher die Auf­
fas1suag, daßc grundsätzliche Erwägungen 
,noch nicht ,am Platz 'seien, die Hauptsache 
sei nun, so erklärte man, daß die Rentner 
eine Beihilfe erhalten. Ich teile diese Ansicht 
nicht. Provisorische Gelsetze enthalten bereits 
die Grundsätze und Tendenzen, ich möchte 
beinahe 'sagen, die Elemente und Bausteine 
späterer allgemeiner und ordentlicher 
Grundgesetze. Ich werde mir d,aher erlaulben, 
dieses Ge,setz einer grundlsätzlichen ,sozial­
politischen Betrachtung zu unterziehen, und 
werde das Ge'setz aucJl von der materiell­
rechtlichen Seite her erklären. 

Die Erhöhung der Sozialrenten, meine 
Damen und Herren, list,Jgelliau so notwendig 
wi'e die Revision der Preise und der Löhne. 
Ohne Zweifel ist qas Preisgefüge auf ver­
schiedenen Gebieten unserer Volkswirtschaft 
in Bewegung. Der Preisstop ist längst SChOll 
durchbrochen. Auf Grund dlie,ser Tatsache 
ist ,auch die Forderung der Arbeiter und An­
gestellten berechtigt, daß auch ihre Löhne 
und Gehälter der notwendigen Revision und 
Angleichung unterzogen wer,den. So wie die 
Preise die Deckung d'er Gest'8hungsko~ten 
zur Grundlage haben, so müssen schließlich· 
die Löhne und Gehälter d,ie Lebenshaltungs­
ko:sten zur Grundlruge haben, und wir werden 
es in österfieich nicht verhindern, daß im 
Zuge ,des Aufbaues der Wlirtchaft ein nleuelS 
Preisgefüge ,aufgerichtet wird. Das soll 
durchaus nlicht zuirgendwelchen inflationi­
stirsohen Erscheinungen führen. Die Staats­
kontrolle über die Entwicklung der Pr·eise 
und Löhne is,t Hicherlich wichtig, damit ist 
aber nicht gesagt, dlaß ,die gegenwärtige Lage 
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auf dem Pi"'ei!smarkt, die gegenwärtige Lage gewaltige Untersehlied zwischen diesen beidelI 
auf dem Gebiet der Löhne und Gehälter ein- Grundauffassungen in der gesamten Sozial­
fach durch ein starres Gesetz geregelt wird. wissenschaft. 
Im Zuge des Wiederaufbaues der gesamten Die vorl111ll1li~e Chri'stLiehsozilale Parteii hat 
Wirtschaft müSls>en wir zu einer verniinftiuen in der ersten Republik mehr odier weniger 
Regelung der Pre~se und der Löhneschrei~n. den Grundsatz der sozialen Fürsorge laufreClht 

,Genau so wichtig i,st daher auch d-ie R,evi- erhalten, während die Sozialdemokratie auf 
sion der unzulänglichen Sozi,alr'enten. Ich ,dem Stand'punkt des unbedingten Sozial­
möchte bei dieser Geleigenheit, meine Damen rechtes 'stand. Ich möchte dies vielleicht mit 
tlilKl Herren, auf den Umstand hinwe,isen, and,eren Worten zum Ausdruck bringen: Der 
daß heute ja faktisch nicht die Erhöhung der altbekannt'e v,erstol'bene chri'stliche DeulO'krat 
Renten zur Di'skus·sion ,steht, sondern es han- .Jodok F in k erklärte vielfach: Wir müssen 
delt sich um den ersten bescheidenen Vel'- den armen Menschen helfen! Der sozi'al­
such der Wiederherstellung der Wel'tsub- demokratische WebergJeselle und damalige 
stanz der ur,sprünglichen Renten. Es handelt Soziallminister Ferdinand Ha n us c h sagte 
sich daher mehr oder weniger Inicht um eine d ~ demge'genüber: Wir müss'en die Not tm die 
faktische Rentenerhöhung, sondern Inur um Armut beseitigen! In diesen Worten Hegen 
die Aufwertung der Renten. die Grundauffassungen der 'sozialen Für~orge 

Bei dieser Gelegenheit möchte ich beSOll- und des sozialen Rechtes. 
ders mlch auf den wichtigen Umstand hin-
weisen, d'aß d~i'e Sozialver!sicherung ein Be- Daß die österre.ic.lüsd18 Volksparte1i im all-

gemeinen 'die soziale Fürsorge auch heute 
standteil der Volkswirtschaft ist; sie kann hier in diesem Hause verficht, ist mir nicht 
daher niemals isoliert betrachtet werden, 

allznsehr vIerwunderlieh. Ich verstehe diesen dient sie doch ,schließlich der Erhaltung und 
der Pflege des wichtigen Produktionsraktors Ihren StandpuJ1lkt, meine 'sehr verehrten Kol-
Arbeitskraft. Arbeitswille und Arbeit's- legen lind Kolleginnen von der österreichi­
leistung stehen in engen Wechselbeziehungen sehen Volkspa'rtei. Sie stehen auch heute 
zur Sozialversicherung. Der W,iedemllfbau mehr oder weniger auf dem Standpunkt der 
der Wirt1schaft hängt nicht nur von teclmi- a~lgemein8n sozialen Fü~.so~g;e. ~:)iie N?t des 
sehen Vor,aussetzungen, er hängt auch sehr 81l1zelnen 'soll nach. Mogh~hkelt .g~lll~dert 
stark von psychologischen Vor1aussetzungen werd~n. Daß .ab~r dIe heutIge SOZlallstIsche 
ab. Haben wir eine gute Sozialversioherung, . PI.artel vom emstIgen Standpunkt des un~e­
dann wir,d sich der Wiederaufbau unter ganz dm~tell ~echtsanspruches auf. ungetel.lte 
anderen Aus!piziell volliziehen, und die Ar- ~oZl'ale Vel'stullgen ab~ekommen l'st und SIch 
beitsleistung wird viel befriedigender sein, 1ml~ler n~:hr Idem Standpunkt der all~e­
Kurz und gut, auf diese Weehselbezliehung'en n~elnen Fllf,Sorge zuwendet, das verst~helCh 
zwischen Sozialversicherung und Wiederauf- 111cht und Hmf3 es als sehr bedauerlIch er­
bau der ,Wirt'schaft sowie der Leistunuskraft rklären. 
der einzelnen Arbeiter möchte ich ga"'nz be- Ieh möchte nun ganz kurz zur VorgeschiCJhte 
sonde~s hipweisen. diese,:; Regierungsentwurfes einiges sagen. 

Zwei ürundauffaslsllllgen jhaben sich im Hh habe als Vertreter der klei'nsten Partei in 
Laufe der letzten Jahrzehnte hier in diesem die~lem Hause während der Beratungen im 
Hause oftmals die' W,aage gehalten. Es .sind AU3Ischuß für soziale Verwaltung bescheiden 
da,s die zwe,i Grundlauffassungen in der gewartet, ob der Herr Berichterst1atter oder 
Sozialpolitik und im 'engeren Sinn in der dri,e Spr,echer der beiden großen Parteien kon­
Sozialver.g,icherung. Sie beherrs('hen die Igan- kret,'i:' Anträ~e auf Revision der Sozial renten 
zen Kwlifi:kationsarbeHender letzten .Jahr- stellen. Ich habe vergleblich gewartet, und 
zehnte. Die erste ist,nach meinem Dafürhalten erst nls dies nicht der Fall war, habe ich 
die sOZliale Fürsorge, die zweite Grundmlffas- mir ,erlaubt, einen Antrag zu stellen. Ich muß 
sllng i,st das unbed.i,n:gte Sozialrecht. Die erste diesen Antrag in einigen Sät,zen noch einmal 
Auffassung basiert auf der Tendenz des Ali- wiederholen. Ich beantragte damals eine ab­
mentat:io'flispri1nzdps, der"lndlividll'ellen Für- sohlte Erhöhung der Sozialrenten aus der 
so'rge, d,ie Notlage des einzelnen Staat,sbürgers Alt,ers- uud Invlalidenversicherung um 30 Pra­
oder des Versioherten zu lindern. Das große zellt, ohne jedwede Einschränkung. und die 
Gebiet der WohU,ahrtspflege, der Armenfür- Schaffuwr einer Mind,estaltel"s- und :inv,al1den­
sorge, der pnivaten Karitas - alle diese Ge- rent8 vo~ 60 S. Was hätte die Annahme ,die­
biete umfassen Idas gl'Oße Oeibiet der sozialen ses Antrageis fü r die große Mas'se der Inva­
Fürsorge. nas unbedingte Sozi'alrecht jedoch lkien bedeutet? 'Er hätte im industriellen 
basiert auf dem Recht!:"l3.nspruch des Ver- Sektor eime durchschnittliche Rentenerhöhung 
sicherten, auf dem Hec'ht;sanSpI~uclh des arbei- i von 45 Prozent und hei den Landarbeitern 
tenden Menschen auf unbed.ingte, uneinge-

1

i eill2 Erhöhung um ,durchschnittlich 80 Prozent 
schränkte soziale Leistungen. Das ist der bed~utet. 
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Warum e·illle verhältn~smäßig gr-ößere Er­
höhung der Renten ,bei den ,Lrandar,beitern? 
Ich ·stehe auf dem Standpunkt und mit mir 
die Kollegen meines Klubs, daß die Kluft 
zwischen den soz.ialen Rr8chten der Industrie­
arbeiter und der Landarbeiter, wenn schon 
nicht ~ur Gänze ·aur einmal aufgeholben, 'So 
doch immer mehr und.,mehr V1erengt -werden 
soll, und ,ich begrüßee-s, daß einzelne Sozi,al­
politiker der österreichischen Volkspartei 
diesen unseren Stand'punkt ebenf.alls ak-zep­
tierern. Ich habe hier eine Zeitung, es ist dies 
das maßgehende Blatt der öslerreichischen 
Volkspartei, das "Steirer Bllalt", herausge­
geiben in IGraz. Hier leise ich folgendes (liest): 
"Altersvrersicherurig lfür -Landarbeiter. Es j'st 
zweifellos ein Schönheitrsfehler Ulllserer so­
zialen Gesetzgebung, -daß der Landarbeiter, 
der seit eh und je 'für die Vol;klsernährung 
Außerordentliches leistet, hinsichtlich der 
Altersve'fSicherung >bedeutend 'schlechter alls 
die übrige Arbeiterschalft Igestellt .jISt. Dieser 
Zustand ist unhaltbar und muß .sowohl aus 
sozialen wie auch aus wirtschaftlichen Grün­
den abgelehnt werden. Der -bei der gestrigen 
Sitzung des Nationah'ates eingebrachte An.,. 
trag der öSiterreiclüschen Volkspartei-Abge­
geordneten, der eine vollständige Gleich­
stellung der Landarbeiter durChführen will, 
wird d~her bei allen' 8chichten voUste Sym­
p.athie finden." Sehr wohl!' niese Darstellung 
und diese GedankeJ)gänge ht1ben auch meine 
voUste Zusltimmuna und die Zustimmun'O' 
meiner Kollegen g:funden. Aber Sie habe~ 
heut.e gleic.h Ge.1e:ge~nheit, ·dli,es,e Ilu'e Gedanken 
praktis,ch in die Tat umzuset,zen ,bei Annahme 
meines Antrages, den ich mir am Schlusse 
meiner Ausführungen zu stellen erlauben 
werde. Damit würden Sie da,s verwirklichen, 
Wra~ Sie hier in der Presse den Landarbeitern 
ver.sp~echen. Elines dürfen wJir nicht verg'e,ssen: 
die Landarbeiter siind nioht nur volkswirt­
schaftlich gesehen eine sehr wichtige arbei­
tende Volkisschiohte. Ich Igehe noch weiter, 
ich behaupte, rdaß ein winklich 'durchge­
bildeter tüchtiger Landgehilfe einem quali­
fizierten Hilfs'arbeiter gleichzustellen iSlt, ja 
in den meisten Fällen ist seine Fähigkeit mit 
den Fähigkeiten eines Handwerke-fis- zu ver­
gleichen. Um Landgehilfe iZU isein, muß man 
sehr viel verstehen; es ist durchaus eine 
falBche Melinung, für einen Knecht tue es 'haM 
jemand. 0 nein! .Erstens haben wir keine 
J('nechte 'und Dirnen mehr in der zweiten 
Republik, sondern wir h~ben LandgehiHen 
und Landrgehilfinnen, das heißt arbeitende 
Menschen in der Landwirtschaft. So wie der 
Bauer sehr viel wis-sen muß, 'so muß auch 
sein engster Mitarbeiter, der LandgehiHe und 
die Landgehilfin, ·sehr viel lernen und -sehr 
viel wissen. 

Es ist diaher vollkommen berechti'gt,daß 
der Landarbeiter im Zuge der sozialen Gesletz­
gebung mit seinen sozi,alen Rechten allmäh­
lich dem industrieBen und geweflblichen 
Aribeiter gleichgestellt wird. Der Herr Bun­
desminister für soziale Ver:waltung hat da­
mals 'im Ausschuß für soziale VeflWialtung 
die Erklärung ·abgegeben, er ibeabsichtige, 
eine Erhöhuncr der Sozialrenten im' durch­
schnittlichen Ausmaß von 50 Prozent durch­
zufüh.ren lind dn der InvaHden- und Alters­
fürsorgeeine Mindestrente von 60 S pro Monat 
'zu schaffen. ' 

Nun kam das GeStetz, das wir heute hier zu 
verabschieden halben, das Gesetz über die so­
genannten Beihilfen 'Zu den Renten aus der 
Altersfürsorge und der Inv·alidenver:siche­
rung. Ich .steHe hier fest: dem Gesetz kiann 
man die Zustimmung geben, und wenn diese 
BeJihiUe jede.m Rentner uneingeschränktO'e­
währt werden würde, könnte man mit di'es~m 
Gesetz als 'erster Etappe der Revision der 
Sozialrenten vollinhaltlich einverstanden 
,setin. Aber Idem, meine Damen und Herren, 
ist nicht ,so. In diesem Gesetz wird zwar auf 
der einen Seite ,dem Rentner ei\l1Je Erhöhun cr 

der immer unzuläng~icher werdenden Soziai~ 
renten verlsprochen und g,ewährt, auf der an­
deren Seite wird es aber ,auf dem Weg über 
einschränkende Bestimmungen tausenden In­
validen- und Altersfürsorgerentnern, vor 
allem aber Invalidenrentnern, nicht möglich 
sein, die im Gesetz vorgesehene Staatshilfe 
von 20 S zu erhaUen. Ich we'rde mir erlau­
ben, auf diesen Umstand zurückzukq,mmen. 

Zuer:st elinmal -eine grundsätzliche Entschei­
dung': Ich bin nicht der Auff.a1s1sung, daß 
Staats zuschüsse als Beihilfen gewährt werden 
sollen. Die St,aatszuschüsse sind sozi'3lrecht­
lieh in die Renten einzubauen, weil ich nicht 
auf dem Standpunkt derallgemelirren Für­
sorge stehe, sondern auf dem Standpunkt des 
unbedingten sozialen Anspruches au.f die ver­
schiedensten Leistungen de'r Sozi-alversiche­
nmg und der Sozialversorgung. 

Ich habe daher schon im Aus,schuß den 
Antrag gestellt, anstatt der Beihilfen einfach 
zusätzliche Grundbeträge zu gewähren, dje 
in die Rente sozialr-echtlich einzubauen und 
daher jedem Rentner zu gewähren sind: 

Ich kOimme nun zm den Eiinsc'hränkungen. 
Auf GrulIlJd meiner Vorbehalte - und das hat' 
schon die Frau Berichtel'statterin hier er­
läutert - Ihat slich die Mehrheit des Aus­
seh usse!s schließlich doch aufgerafft und die 
in den verschiedenen Vorentwürfen vorge­
,sehenen Einschränkungen aufgehoben; so 
zum Beispiel die Beschränkung der Höchst­
,gflenzen von 65, 37 und 28 S. Ich begrüße es, 
daß diese Einschränkungen der H5chst­
grenz.en gerianen siillld. 

25. Sitzung NR V. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)12 von 16

www.parlament.gv.at



~5. Sitzung des Nationalrates d-er Republik ö:c;terreich. - V. G. P. 3. Juli 1946. 545 

Es j,st auch eine weiter.e BilUs,ohränkung ge­
mildert wOflden. Der Vorentwurl spricht von 
der Voroaus1setzung einer fünf jährigen öst,er­
r,eichischeill Vordlilenstzeit. Auf Grund meiner 
EinwendluOlgen wurde auch diese E,ünschrän­
kUlIllg zum großen Teäl beseihgt, beziehungs­
weisle Istark g,emildlert. Das. j.etzig,e Gesetz, be­
zi'ehuIlIg'Sw8lise der je,tzlig'8 RegJierungSientwurf 
spricht nur mehr im allgemeinen von Ölster­
reichischen Vordi:enstzeiten; das können na­
tür:lich lauch -acht und zehn Tage oder auch nur 
ein T,ag sein: Eines besteht aber ,zu Recht: auf 
Grund diese,r zwar gemilderten Einschrän­
kung wird der in einigen Jaluen anfallende 
Neurentner die heute beschlüss,ene Beihilfe 
von 20 S nicht mehr erhalten. 

Eline große Einschränkung, gegen die ich 
mich im Ausschuß wehrte, ist leider nicht 
gefallen, eine Einschränkung, die besagt, daß 
nur jene Invalidenrentnerdiie Staatshilfe 
von 20 S monatlich 'erhalten, welche ihren 
Lebensunterhalt nicht aus einem anderen 
Arbeit,seinkommen erhalten oder sonst irgend 
ein E-inkommen beziehen. Das liest sich sehr 
e,i,Iltf·a:ch und leicht, und doch ist diese Ein­
schränkung für Zehntausende vün Invalidell­
rentnern die Urnache, weshalb sie diese 20 S 
nicht e~halten werden. 

Ich möchte das ganz kurz begründen. Wer 
kann von eiilllem Sc.hlosser-, von einem Mec.ha­
l1Iiker-, von einem Ttj.gchler- oder von elimem 
Schneide\r- oder SC'huhmachergehilfen, aber 

_ auch von elinem alten invaliden Landarbeiter 
verlangen, daß er mit Rent,en von 25 S bis 
42 S im Monat seinen Lebensunterhalt be­
streitet. oGerade der invalide Arbeiter, der 
Handwerker und .auoh S'ehr oft, in tausenden 
Fällen, der invalide Landarbeiter stellt, was 
er noch irgendwie 'zu leisten vermag, der Ge­
sellschaft, das heißt der Volkswirtschaft zur 
VerfÜJgliing. Eil' 'Süll doch dafür nicht bestraft 
werden, daß er das Wenige an Arbeitskraft 
noch der Allgemeinheit zur Verfügung stellt. 
Es ist d'Üch nur zu begrüßen, wenn diese 
Invalidenrentner gerade heute, wo wir einen 
SO großen Mangel an handwerk1ichen Kräften 
halben, noch arbeiten. Wenn sie nicht auf dem 
Lande draußen oder in den Städten und 
Märkten arbeiten, ich weiß nicht, in welche 
Ve:rhältni,sse man manchmal kommen würde. 
Ich will damit sagen - und kelin Mensch 
kann diese Tatsache ·bestreiten -, daß zehn­
tausende Invalidenrentner ihren Lebens­
unterhalt natürlich nicht .allein von dieser 
Elend'srentevon 30 und 40 S monatlich be­
str,eUen können, sondern sie müssen ihren 
Lebensunterhalt zusätzlich, ja maßgeblich 
noch durch ein .anderweitiges Arbeits,ein­
kommen fristen. Die Einschränkung aber, daß 
in dies.em Falle der Staatszusc:huß nicht ge­
währt werden k,ann, ist eine Schädigung von 
zehntausenden Invaliden. Ich stehe auf dem 

Standpunkt, alle di,es,e R,~nten, um die es sich 
handelt, siind so unzuläm.glich und haben wert­
mäßig nur mehr einen kärglichen Rest der 
einstigen Kaufkraft, daß es den Rentnern 
doch ermöglicht wer,den soll, diese Beihilfe 
zu erhalten. naß man hier Unterschiede 
macht und gerade Jene Rentner, die beim 
Wiederaufbau ihr Können und ihre Kennt­
nisse zur Verfügung stellen, damit stmft, daß 
man ihnen sogar diese 20 S vorenthält, halte 
ich nicht nur für ein großes soziales Unr,echt, 
sondern das ist auch wirtschaftlich gesehen 
ein Nonsens, elin Unsinn. 

Diese E.inschränkungen, meine Damen und 
Her:ren, glauben Sie mir - und Sie werden 
schließlich auch meiner AuU~ssuI1'g slein -, 
verletz,en das Rechtsempfinden der breiten, 
werktätigen SohlicMen, auch jeil1ler, die noch 
arbeiten und nicht invalid sind. Bedenken 
Sie, was würden die Staatsbeamten sagen, 
die, wenn sie pens·ioniert sind, ,in vielen 
Fällen, da sie j,a auch keine gewaltige Pension 
bezi,ehen, irgendwelchen Beschäftigungen 
nachg,ehen, seli es, daß 'sie als Buchhalter 
oder Inkassant oder da und dort ,arbeiten, 
wenn man sie dafür bestrafen wollte. Das ist 
klar, und keinem Menschen fällt es ein, daran 
einen Anstoß zu finden und sie dafür zu be­
strafen oder sie in ihrer Pension beschrän­
ken oder kürzen zu wollen. So wie bei den 
Staatsbeamten deir unelingeschränkte Pen­
sionsbezug als Ent,gelt für ihre labsolvierte 
Arbeitsleistung als Rechtsanspruch darge­
stellt wird, ·so müslsen 'Wir 'bei den übrigen 
werktätigen Menschen auf g,anz demselben 
Standpunkt stehen. Es bedeutet daher eine 
Ver1etlzung des RechtsempfiIlldens der breiten 
Schichten der gewel'bliichen, der industI'11ellen 
und der Landarbeiter, daß man hier solche 
Untel~schiede macht. Und glauben Sie mir, 
meine namen und Herren, wenn auch heute 
erklärt wird, daß das Gesetz nur ein Proviso­
rium ist, so bin lieh überzeugt: mit solchen 
Provisorien und mit solchen Tendenzen be­
ginntes, und d:iese Grundsätze und diese 
Tendenzen, die heute bereits in den provi­
sorischen Gesetzen niedergelegt 'ilind, werden 
bei den neuen grundlegenden Sozialg~setzen 
ihre fröhliche Auferstehung fi,nd'en. 

Ich wende mich daher gegen diese Ein­
schränkung und möchte folgendes sagen: 
Was nützen die schönen Wort,e von sozialer 
Gerechtigkeit und gesichertem Lebensabend, 
von .der Gleichstellung des Landarbeif.er,s mit 
dem g·ewerblichEm und industrieUe:n Arheiter, 
was nützen ,alle gutgemeinten Volksv·eflsiche­
rungspläne des Kolleg,en F in k und so weiter, 
wenn will' - und voraHem Sie, meine 
Damen und Heueil der Mehrheit - zwar in 
der Theorie den unbedingten Recht'sanspI'Iuch 
überall deklariel"en., aber in der Praxis, in 
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der Gesetzge·bung Igenau daß Geg,entelil dessen Ich möchte schHeßen: In der Sozi,alp.olitik 
tun, was. Sie sprechen und in Ihren Zeitungen im allgemeinen und in .der Sozialversicherung 
schreiben? im be·sonderen darf es für uns Abgeordnete 

Ich möchte mir erlauben, folgenden A b- nur elinen Grundsatz geben, nä~mlich die ein­
ä n d ·e run g'8 an t r.a g 'Zu steHen, und blitte heitliche Airbeitispflic1It jedes St,aatsbürgers 
den Herrn Präslidenten, für diesen Antrag gegenüber der Gesamtgesells'Chaft, aber. an­
auch d~e lIlotwencHge Unterstützungsfmlge zu derseit·s auch die Verpflichtung der Gesell-
st,ellen. Der Antrag lautet (liest): schaft gegenüher demeinz,elnen St,aat'sbürger 

,;Der Nationalrat möge 'beschließen: auf unbedingte, uneing·eschränkte :soziale 
In der Vorl1age eines Bundesgesetzes, Leistungen. 

'womit BeihilfEm .zu den Renten aus der * 
Altef'S1für'sorge und der Invalidenversiche- Der PräSlLdent stellt die U n t e 1'-

rung gewährt werden, ISlind folgende Ab- 6 t ü t z u n g ·S f l' ·a g ·e. Der Antrag wird 
ände:mnglffi1 vorzusehen: nicht genügend untel'stützt und kommt daher 

§ 1 hat ·zu 'lauten: nicht zur V.elfhandlung. 
§ 1. Österreiclrischen Staatsbürgern mit 

dem Wohnsitz im Inland, die von einem 
öste,rreichischen Vefisicherungsträger und 
zu des'sen La'sten elillle AUersfürsorger,ente 
o1er eine Rente aus der Invlalidenversiche­
rung beziehen und nicht zu den im .§ 17 
de's Veribotsgeset'zes, St. G. BI. Nr. 13/1945, 
g,enannten Personen gehören, werden bis 
zu einer Neuregelung zu diesen Renten zu­
sätzliche Grundbeträge nach Maßgabe <der 
.folgenden Bestimmungen gewährt. 

§ 2 hat zu lauten: . 
§ 2. Der zusäbzliche Gl'undbetragzur 

Alfer.Slfürsorgerente und 'Zur Inv,alidenrente 
beträgt 20 S monatlich. 

Der Abs'atz 2 des. § 2 ist zur Gän~e zu 
streichen. 
- § 3 hat zu lauten: 

§ 3. Der ·zusäbzliche Orundbetrag zur 
Witwenrente beträgt 10 S,' zur Waisen­
rente 8 S mOIlJatlich. 

Her Abs·atz 2 des § 3 ist 'zur Gänze zu 
streichen. 

§ 4 hat zur Gänze IZU entfallen. 
Die §§ 5, 6, '7 erhalten die Bezeichnung 

4,5,6. . 
In § 4 (früher 5) haben an Stelle .des 

Wortes ,Beihilfen' die Worte ,'zusätzlichen 
Grundbeträge' zu treten. ... 

§ 5 (Ifrüher 6) hat zu lauten: 
§ 5. Die .aus der Gewährung zusäbzlicher 

Gnmdheträge erwachsenden Kosten trägt 
der Bund. 

Im Titel des Bundesgesetzes treten ,an 
Stelle des Wortes ,BeihiUen' die Worte 
;zusätzliche Grundbeträge' ." 
Bei Annarhme dieses Antrages würde allen 

Rentnern, so wie Sie es versprochen haben, 
eine StaatEJbeihilfe von 20, bezie'hungsweise 
10 oder 8 S gewährt werden können. Das 
können wir gegenüber unserer Gesamtwirt­
schaft verantworten. Wlir können es aber 
auch vor unserem ~ozialeh Empfinden voll 
verantworten; da,s erwarten die Rentner aller 
Kategorien von dieser VOlmsvelftretung .. 

Abg. Hillegeist: Hohes Haus! Nach der 
Kritik, die der Abgeordnete EIs e reben 
'geübt hat, ei.ne Kritik, .die ;sich allerdiings 
.. in er·ster Linie gegen die Soziali:stische P,artei 
wendet - die österlreichische Volkspartei 
ist dabei ziemlich gut weggekommen; er hat 
ih r verslichert,~daß Slie ,ihren 'Schon limmer .be­
standenen Fürsorgetendenzen bei Behand­
lung sozlialer Gesetze bis Jetzt treu geblieben 
ist, währender U 11 S vorwirft, daß wir einen 
Grundsatz verletzt hätten -, sollte man an­
nehmen, daß hier eine Ungeheuerlichkeit be­
schlossen werden soll. Diese Kritik macht 
es notwendig, etwas klarer herauszuarbeiten, 
w.as heute hi·er geschehen soll, beZliehungs­
weise kI3lrz,ll'st-ellen, was denn eigentlich ISO 
ein schweres Unrecht und einen Bruch un­
serer grundsätzlichen AuffassUing Ibed'euten 
könnte. 

Im Ausschuß ist für uns ,aUe kLar gewesen, 
und es ist auch dem Hohen Haus ebenso 
klar, daß durch dieses Gesetz nicht die Mög­
lichkeit geschaffen wi'rd, eine grund'sätzliche 
und grundlegende Neuordnung ·auf dem Ge­
biete .der SO'~ialversicherung herbeizuführen, 
da die Voraussetzungen 'Zu einer .601c'hen 
grundlegenden Neuerung vor all,em auf finan­
ziellem Gebiet in vollem Maße noch nicht 
gegeben sind. Es ist vor allem ganz .ausge­
sChlos·sen, jetzt ,schon ein halbwegs verläß­
liches BHd UlllS'8f'er wirtschaftliichen Entwick­
lung zu bekommen, eine Prognose in Ziffern 
über die Be;schäftigung und dergleichen mehr, 
so daß es aus diesem Grunde ausgeschlossen 
erscheint, hiere/inen finanziellen Neuaufbau 
auch nUir vorzubereiten. Wir waren uns alle 
darüber klar, daß.dieses Geset'z led1glich den 
einen Zweck erfüllen soll, denjenigen Alters­
fürsorge- und Inv,aHdität,srentnerrrL, die auf 
Grund der Rente .derzeit nicht elinmal in der 
Lage sind, sich lihren primitivsten Lebens­
unterhalt zu ,sichern, und ,auch vielfach nicht 
mehr in der Lage sind, die ihnen zur Auf­
rechterhaltung ihrer Existenz ·zugewiesenen 
Lebensmittel zu kaufen, zunächst einmal 
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durch die vorgesehene Zuwendung eine 
kleine HiLfe zuteil werden zu lassen. Di'eser 
Zweck wlird mit dies,em Gesetz vielleicht 
nicht voll erfüllt; das gebe ich 'Ohne weit'eres 
zu, weil dazu d,er Betflag, der h1efür vorge­
sehen dost und der im Höchstfall 20 S beträgt, 
nicht ,ausreicht. Aber selbst der Antrag 
EIs e r g8iht über diesen Betr.ag nicht hin­
aus, da wir ja alle von_ vornherein wußten, 
daß wh bei der Aufbringuilg der Mittel an 
einen gewilssen Gesamtbetr,ag g'ehunden 
waren. E,s ging also darum, zunächst eine 
Notmaf3nahme zu schaffen,einen bestehenden 
Notstand durch Zuwendung dieser Beihilfe 
eini,germaßen zu miLdern. Es soll dabei aber 
auch zum Ausdruck kommen, und kommt 
auch zum Ausdruck, daß dlies keillle FÜl"sorge­
maßnahme im eigentlichen Sinne ist, um 
d·ie man erst bUten muß und bei der es so­
zusagen vom Wohlwollen der ent'scheidenden 
Stellen abhängt, ob man diesen Betrag be­
kommt. Die Vor,auslsetzungen für den Be­
zug dieser Beihilfe slind eindeutig f,estgelegt. 
Sie Slind so fe,st'gelegt, daß jene Bestimmun­
gen, die in dem ursprünglichen Gesetzent­
wurf eine Einschränkung vorgesehen haben, 
wonach vor allem über einen gewi:s1sen Be­
trag nicht hinausgegangen wel1den darf, /ge­
fallen ISLllidund somit all e n Invaliden- und 
Altersfürs'Ürgerentnlern zunächst der Betrag 
von 20 S, Witwen und Waisen de,r Betrag 
von 10, beziehungsweise 8 S gegeben wird, 
ohne Rücklsicht darauf, ob dadurch der Ge­
samtbetrag ihres Renteneinkommenseinen 
g8lwislsen Höchsbbetflag überschreitet. Es war 
ein Antrag der SozialisUschen Partei, dem 
die österreichische Volkspartei zugestimmt 
hat und dem ja auch v,on der Kommunisti­
schen Partei zuge'stdmmt wurde, auf Grund 
dessen ldie vorgesehenen Höchstgrenzen von 
65 S, beZl~ehung,sweise 37 S bei den Witwen 
gefallen sind. 

Es ist auch IllJotwendig festzustellen, daß 
sich die Einschränkungen hinsichtLich jener 
Personen, die ein Arbeitseinkommen,einen 
L,ohn oder Gehalt oder ,sonst eIin Einkommen 
haben bloß auf einen ge!wissen KreLs von 
Per,sol~en beziehep, ·und zwar auf jene,die 
das 65. Lebellsjahr noch nicht übersehritten 
haben. Das heißt, daß alle diejenigen, die 
älter ,al,s 65 Jahr,e simd, dii8lse 20 S bekommen, 
auch dann, wenn si·e ein Arbe,itseinkommen 
oder ein sonstiges Einkommen beziehen. 
Durch ,die neue ,Fassung des Gesetzes sind 
auch Fürsorgeleistungen der Gemeinden und 
so weiter von der Anrechnung auf die Rente 
ausdrücklich ,ausgenommen worden. 

Das 'alles zusammengenommen und vor 
allem die Überlegung, daß wir ,den Menschen 
bald helfen müssen, daß es nicht angeht, ein 
solches Gesetz weiter zu verzögern, war 

!schließlich der entscheidende GrUind dafür, 
daß wir diesem Gesetz uns,efie vorbehaltlose 
Zustimmung geben, weil wir wünschen, daß 
diese Rentenberihlilfen tatsächlich mit dem 
1. JuH dieses Jahres ausgezahlt werden. 

Die Sozialistische Fr,aktion .stimmt also für 
dieBes Ge.seh, und ich gLaube, ,es ist lauch 
,am Platze, dem Herrn Minister M a d. 's elan 
dieser Stelle dafür 'zu danken, daß er sein 
Versprechen voll erfüllt hat. Er hat j,a da­
mals erklärt, er werde bemüht sein, für die 
Ärmsten der Armen, für die Invaliden- und 
Altersfür,sorgerentner, aus Mitteln etwas zu 
tun, die ihm von anderen Gebieten her zur 
Verfügung stehen. Er hat dies auch in 
vollem Ausmaß getan. 

Für Vl1e1e Rentner wird ein weit höherer 
Betr,ag aLs 60 S, den er damaLs ,genainillt hat, 
ausgezahlt werden können. Der Betrag von 
60 S ist nur die DurchschniUsrente, denn, 
wenn ich mich recht erinnere, war der Durch­
schnitt der Alter,s- und Invalidenfürsorge­
renten 39 S. Für viele geht daher die Rente 
samt Beihilfe darüber hinaus:, denn diesen Be­
trau von 20 S erhält der Rentner nun ohne 
Ein~schränkung nach oben aus-belzahlt. 

Der Kreis jener Personell, di~ von dieser 
Beihilfe ausgenommen sind, wird ebenfalls 
einigermaßen reduziert und durchaus nicht 
für die vtielen Tlausende von Aribeite,rn gel­
ten von denen lllier die Rede war. Daß über­
ha~pt Rentner ausgenommen werden, ,ist 
sicher bedauerlioh, denn es wäre uns ,allen 
w,ahrscheinlichangenehmer, und wir würden 
es begrüßen, wenn wir allen Rentnern und 
Lohnempfängern Jetzt schon einen el~t­
sprechenden Ausgleich für die gestiegenen 
Lebenshaltungskosten geben könnten,aber 
,dies ist eine Frage,ooe durch dieses Gesetz 
nicht gelö,st werden kann. Wir sind glück­
lic:h, d,aßes gelungen ist, zunächs,t durch 
diese Beihilfe die dringendste Not für den 
Kreis jener Pel'lsonen zu beseiHgen, die man 
als die Ärmsten der Armen bezeichnen kann. 

Wir stimmen daher für diesen Antrag und 
haben ,aus die,sem Grunde dem Antrag 
E ls e r die Unterstützung verweigert, ,der 
übrigens Isachlich und finanziell gesehen, 
nicht wesentlich über den Eintwurf h~naus­
geht., (Be!ifall bei den Sozialisten.) 

• 
Bei der A b,s t.i m m u n g wir.d die Vor­

lag,e in z w e i t erund d r i t te r Lesung 
ein s tim m Ir ,g zum B e s c h 1 u ß er­
hoben. 

• Der 2. Punkt der Tage80rdnung ist der Be­
richt des Ausschusses für soziale Verwal­
tuner über .die RegierulligSIVorlage (111 d. B.): 
BUl~desge:setz über di.e Errichtung eines 111-
validenfürsol'geb~iratt's (136 d. B.). 
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Berichter,statter Marchner: HOhe.,s Haus! I uehmigten Or@an~satiÜln, wie sie. de-r Kriegs­
Die Gesetzesvorlage 111 der Beilagen, übel' opferverband darstellt, VorschniIten zu ma­
die Errichtung eines InvaHdenfürsorgelbei- c'hen und. ihre fre'ie Entschlußmöglichkeü 
rates wurde in der Sitzung des Ausschusses einzuengen. Dies kann um so weniger die 
für soziale Verwaltung am 18. Juni ein- Absicht ,sein, als, wie schon in den Erläute­
gehend heI'laten. Schließlich wurde die::;er rungen zur Regierungsvorlage hervorgehoben 
Vorlag-e mit einigen formellen Änderungen wurde, ,die Z,ahl der Vertreter de,s Kri,egs­
zugestimmt. opferverbandes mit zwölf festgesetzt wird, 

Die BetreuuuO" der 'Krie,O"sopfer das sind um es dielseT Organisation zu ermöglichen, 
die . Kriegsinvaliden und ,die Krlegshinter- bei ,der Bestellung der Mitglied·er für diese 
bliebenen, muß heute. wie nachdem ersten Körperschaft jedes einzelne Bundesland zu 
Weltkrie:g elilne der vordringlichsten Auf- berücksichtigen. 
g.aben der geset'zgebenden Körperschaften Der Ausschuß beschloß weliter· auf Antrag 
sein. Die Erfüllung ·di'eses Kreises von Auf- der Herren Nationalräte Ing. R'a a b und 
gaben oblag nach dem elisten WeHkrieg den EIs e r, den § 3 durch eill1en Absatz (4) zu 
sogenannten Invalidenfürsorgekommi:8sionen, ergäIl'zen, wOI1ach die Funktionsdauer der 
die auf die geseltzliche Gestaltung der er- Mitgliedschaft in diesem Invalüdenfürsorge­
forderlichen Für,songemaßnahmen beratend beirat mit dreli Jahren begrenzt wird. Der 
Ulnd bestimmend ELnfluß nehmen konnten. Möglichkelit einer Wiederberufung von Mit­
D'as diefsbe.zügliche Gesetz ,aus dem J,ahre gliedern, deren Funktionsdauer dadurch er-
1919 i.st derzeit noch in Kraft, ,es entspricht loschen ist, ,steht ,selbstve·rständlich nichts im 
aber ke,inesfal1s mehr den Anforderungen, Wege. Hiezu ,tst zu belmerken, ,daß diese Be­
die heute an ein 'solches Gesetz ge,s.tellt wer- grenzungder Funkti~lliSdauer nur di,e der 
den. Dies ist auch der Grund dafür, warum Vertreter gemäß § 3, Albs'. (1), lit. c und d, 
sich das Milliifsterium für sozial'e Verwaltung betrifft. . 
bemüßigts.ah, ein geändertes Gesetz von1.\,- Das Gesetz wird zweifellos d'a:zu be,itragen, 
sc'hl,a,gen, das den heutigen Anforderungen ein Forum fzuschaffen, da':; darauf hinwirken 
voll und ganz gerecht wird. wird, die Vorarbeiten zur gesetzlichen Rege-

Die wlichtügste Bestimmung dieses Gesetzes hlJng 'eines Ent'schädigunglswesens in Angriff 
ist die, 'Wonach die Vertreter der Kriegs- zu nehmen, um diesen Opfern .des sinnlosen 
invaliden und der Kriegs'hinterbliebene:n 'aUf Hitlerkrieges raschestens Hilfe ang,edeihen 
die Geset'lJgebul1'g und auf alle grundsätz- lassen zu k,önnen. Die Menschen, die ihre 
lichen Fragen der Fürsorge für die Kriegs- Gesundheit und Arbelitsfähigk'eit einerseits 
opfeT einen entsprechenden ·Einfluß nehmen und den Ernährel'und.Erhalter anderseits 
können. ,Da heute ein ein/ziger einheitlicher zu opfern gezwungen wurden, haben wahr­
Kriegsopfe,rverha,ud besteht - im Gegensatz haftig das Recht zu verlangen, daß -sie der 
zu seinerzeit, als <die!s'e Interessenvertretun- materielilen Sorgen enthoben Iwerden. Der Er­
gen parteünäßig gebunden waren -, er,aC'htet füllung dieser FOflderu[)g Süll dieses nun­
e;; der Ausschuß für sozivale Verwaltung als mehr vorgeschlagene Ges·etz auch dienen. 
llot,',vendig, jedem Bundesland das Vertreter- Doer Ausschuß für soziaLe Verwaltung hat 
rechtzlu 'sichern. Dies soll in der Weise ge- ein s t i ifi1 ifi1 i g heschloSise'll, dem Nationalrat 
schehen, daß die <gemäß §. 6 vorgesehene, den A n t r ,a g zu unterbreiten, dem vorliegen­
vom Bundelsminilster für soziale Verwaltung den Gesetzentwurf die verfassungsmäßige Zu­
zu erlassende Geschäftsordnung eine Besilim- stimmung 'zu ertei,len. 

* 
Bei der A b s t i ll1 m u 11 g wird der Gesetz­

en1!wud in z w e i t e rund d r.j t tel' Lesung 
zum B e s chI u ß e l' hob e' n. 

mung enthält, wOilliach in den Invaliden­
fÜl'iSorgebeüat, dessen Zw~ammens'etzung der 
§ 3 belstlimmt,auf jeden Fall aus der Kriegls­
opferol"ganisation j-e etn Vertreter der Län­
der ent.sendet weflden muß. D1e Erfüllung 
die,seiS \Vunsches hat der Herr Bundes- Damit ist di'e Tagelsordnung e r s eh ö p f t. 
mini:ster für so~.jale Verwaltung auch zuge- Der Obmann des AU'8Ischusses für rauswär-
sagt. tige Angel,egell'heiten, Abgeo~dneter Lu d-

Damit soll aber nicht der Anschein er- w i g, hat di,elSen Ausschuß für den 3. d. M., 
weckt werden, ,als ob eine parlamentarische 15 Uhr, in den PräSiidialsalon einberufen. 
Körpel'sohaft das Recht für sich :in Anspruch D'i.e 11 ä c h s t e PlenarSlitzUing findet 
nähme, entgegen den demokraUschen Prin-" FT·e;it.ag, 5. Juli 1946, 10 Uhr, statt. 
zipien, einer frei gewählten und von der Die Sitzung wird um 13 Uhr ge s chI 0 s-
Behörde auf Grund ,der Vel'einsge.setze ge- I sen. 

Schlu13 der Sitzung: 13 Uhre 
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